
 ��Presseerklärung der Anwälte für Aufklärung ��

Kündigung wegen AfD-Kandidatur: Demokratie darf nicht am Werkstor oder 
am Kirchenportal enden 

Anwälte für Aufklärung fordern: Kündigung zurücknehmen – entschuldigen – 
strafrechtlich prüfen 

Der Fall Martina Müller ist ein demokratiepolitischer Skandal:

https://www.tichyseinblick.de/meinungen/diakonie-martina-mueller/

Nach 15 Jahren Tätigkeit in einem diakonischen Hospiz wurde ihr fristlos gekündigt, 
nachdem sie für die AfD bei den Kommunalwahlen in Friesland kandidierte. Zuvor 
soll sie sogar aufgefordert worden sein, ihre Kandidatur zurückzuziehen – 
andernfalls drohten arbeitsrechtliche Konsequenzen.

https://kontrafunk.radio/de/sendung-nachhoeren/politik-und-
zeitgeschehen/kontrafunk-aktuell/kontrafunk-aktuell-vom-20-august-2026#

� �Das ist für die Anwälte für Aufklärung ein Überschreiten der roten Linie!

Ein Arbeitgeber darf nicht zum politischen Gesinnungsprüfer seiner Mitarbeiter 
werden. Wer einen Arbeitnehmer vor die Wahl stellt „Kandidatur aufgeben oder 
Arbeitsplatz, greift in schlicht rechtswidriger Weise in die politische 
Betätigungsfreiheit ein.
Die AfD ist eine zugelassene politische Partei. Über die Zulässigkeit politischer 
Parteien entscheiden nicht Arbeitgeber, Kirchen oder Wohlfahrtsverbände.

Forderungen der AfA: 

1. Sofortige Rücknahme der Kündigung!

2. Öffentliche Entschuldigung der Diakonie bei Martina Müller!

3. Strafrechtliche Prüfung des gesamten Vorgangs, insbesondere im Hinblick auf 
den möglichen Anfangsverdacht einer Nötigung (§ 240 StGB) sowie einer 
unzulässigen Einflussnahme auf die freie politische und wahlbezogene Betätigung.
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4. Schluss mit dem politischen Bashing gegen zugelassene Parteien und deren 
Kandidaten!

Demokratie bedeutet nicht, nur die politisch genehmen Meinungen zu tolerieren. Wer
politische Gegner mit beruflichen Sanktionen zum Schweigen bringen will, 
beschädigt massiv die Demokratie, die er angeblich verteidigt.

Die Anwälte für Aufklärung werden diesen Vorgang aufmerksam verfolgen.

Anwälte für Aufklärung e.V. (AfA)
Für Rechtsstaatlichkeit, Meinungsfreiheit und demokratische Grundrechte.
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